
Einfluß über alte Kolonialgrenzen hinausge-
wachsen ist. Zaire, ehemals Belgisch-Kongo,
und die früheren belgischen Mandatsgebiete
Ruanda und Burundi sind heute fest auf
Frankreich fixiert. Ähnliches scheint sich im
lusophonen Afrika anzubahnen, d. h. in den
ehemals portugiesischen Kolonien9). Portugal
ist ein kleines Land mit einer sehr begrenzten
Buchproduktion. Wer sich informieren will,
ist rasch auf fremdsprachige Literatur ange-
wiesen, und er greift aus Neigung zum Fran-
zösischen. Daß das Französische die favori-
sierte Fremdsprache der portugiesischen
Elite ist, überträgt sich nun auch auf das lu-
sophone Afrika.
Vorerst suchen nur die kleinen ehemaligen

portugiesischen Besitzungen Anlehnung an
Frankreich: die Kapverden, Guinea-Bissau
und Säo Tom e Principe. Vielversprechende
Kontakte bahnen sich aber auch mit Angola
an, seitdem Frankreich eine sozialistische Re-
gierung hat. Der französische Entwicklungs-
hilfeminister Jean-Pierre Cot unterzeichnete
am 26. Juli 1982 in Luanda ein Abkommen
über wirtschaftliche Zusammenarbeit. Am 28.
und 29. März 1983 trat in Paris eine gemischte
französisch-angolanische Wirtschaftskommis-
sion zusammen; eine weitere Tagung ist für
1985 in Luanda vorgesehen. Dies sind offen-
sichtlich Anzeichen dafür, daß Angola vor-
sichtig bemüht ist, außenpolitischen Spiel-
raum zu gewinnen.

Ein wichtiger Einflußfaktor in Afrika ist
Frankreichs Militärpräsenz. Paris unterhält
ständige Stützpunkte in Senegal, in der Elfen-
beinküste, in Gabun, in der Zentralafrikani-
schen Republik, in Dschibuti, auf der Komo-
reninsel Mayotte und auf Runion; alles in
allem etwa 15 000 Mann. Hinzu kommen Mili-
tärberater in rund zwanzig afrikanischen
Staaten und eine mobile Einsatztruppe, die
auf Korsika und in Südfrankreich stationiert
ist und bei Bedarf in Krisengebiete eingeflo-
gen werden kann, wie zuletzt das Beispiel
Tschad zeigte.

Grundlage der französischen Militärpräsenz
in Afrika sind die Beistandspakte mit etlichen
ehemaligen Kolonien. Richtig scheint zu sein,
daß sich Frankreich nirgendwo aufdrängt. Pa-
ris nahm es in der Vergangenheit durchaus
hin, daß einzelne afrikanische Staaten Bei-
standsverträge aufkündigten. Die meisten Re-
gierungen der francophonen Länder sind je-
doch an der französischen Präsenz interes-
siert, denn sie sehen darin eine Garantie für
stabile Verhältnisse. Kaum ein afrikanischer
Staat wäre aus eigener Kraft in der Lage, sich
äußerer Feinde zu erwehren. Da wenig Nei-
gung besteht, sich an eine der beiden Welt-
mächte anzulehnen, man aber ohne Anleh-

IV. Militärische Präsenz

nung an eine fremde Schutzmacht kaum aus-
kommt, bietet sich Frankreich als verläßlicher
Partner an.
Paris hat in der Vergangenheit oft betont, daß
seine Truppen. in Afrika nur einem Zweck
dienen, nämlich vorhandene Grenzen zu si-
chern, d. h. Aggressionen von außen gegen
die afrikanischen Schützlinge abzuwehren.
Wie häufig solche Aggressionen aufgrund der
französischen Militärpräsenz unterblieben,
läßt sich natürlich nicht bestimmen. Aber
fraglos sorgt Frankreich für Stabilität in Afri-
ka, und diese seine Rolle wird von den USA
offen und von der UdSSR stillschweigend an-
erkannt. Wiederholt hat Frankreich im Inter-
esse seiner Schützlinge militärisch interve-
niert, so 1977 in Zaire und 1978 in Maureta-
nien, im Tschad und — in einer vielbeachte-
ten Aktion — erneut in Zaire10). Sein Engage-
ment in Afrika trug dem damaligen französi-
schen Präsidenten den Spitznamen „Giscard
lAfricain" ein. Inzwischen hat aber auch Fran-
cois Mitterrand den „gendarme dAfrique" ge-
spielt, als er im August 1983 Truppen in den
Tschad entsandte.
Trotz aller gegenteiligen Beteuerungen ist es
für Paris natürlich verlockend, sich militä-
risch in innere Angelegenheiten seiner afri-



kanischen Klientele einzumischen. Solche
Fälle sind selten, weil Frankreich damit seine
Glaubwürdigkeit und sein Prestige als unpar-
teiische Macht aufs Spiel setzt; aber sie sind
vorgekommen. Im Jahr 1964 wurde der von
Putschisten abgesetzte Präsident von Gabun,
Lon M'Ba, von französischen Truppen wieder
in seine Rechte eingesetzt. Im September
1979 wurde der selbsternannte Kaiser Bo-
kassa von Zentralafrika, dem man viele Greu-
eitaten nachsagte, von französischen Truppen
abgesetzt und dafür David Dacko als Präsi-
dent eingesetzt. Die Affäre Bokassa hat sei-
nerzeit in Frankreich viel Staub aufgewirbelt,

zumal- Bokassa lange als persönlicher Freund
von Giscard d'Estaing galt, dem er beträchtli-
che Geschenke gemacht haben soll. Die Zei-
tung „Le Monde" kritisierte, Giscard habe
Frankreich auf zweifache Weise kompromit-
tiert: einmal „dans la pantalonnade du ,sacre"‘
(durch die Teilnahme an der Krönungsposse),
zum anderen durch die plötzliche politische
Kehrtwendung und das Händeschütteln mit
den Gegnern des sogenannten Kaisers sowie
durch die peinliche Asylverweigerung für den
französischen Staatsbürger Bokassa. „Le
Monde" schloß sehr treffend: „cela manquait
pour le moins dlgance" ).11

V. Wirtschaftlicher Nutzen

Frankreichs wirtschaftliche Bindungen zum
ehemaligen Kolonialreich sind eng und viel-
fältig. Greift man die Außenhandelsstatistik
eines beliebigen Landes des francophonen
Afrika heraus, so ergibt sich stets das gleiche
Bild: Frankreichs Anteil am Import- und Ex-
portgeschäft ist überproportional hoch und
bewegt sich in Größenordnungen zwischen 30 
und 60 Prozent. Ein Grund hierfür ist die ver-
gleichsweise hohe Zahl von Franzosen, die
ständig weiter wächst. Gegenüber der Kolo-
nialzeit gibt es eine beträchtliche Zunahme.
In der Elfenbeinküste hat sich die Zahl seit
1960, dem Jahr der politischen Unabhängig-
keit, von damals 5 000 auf heute 50 000 Fran-
zosen, verzehnfacht. Es gibt kaum ein Ge-
schäft im Zentrum der Hauptstadt Abidjan
ohne französischen oder libanesischen Inha-
ber. Eine ähnlich bedenkliche Überfremdung
läßt sich auch in Dakar, Douala oder Libre-
ville feststellen. In Senegal leben etwa 40 000 
Franzosen, in Niger 6 000, in Kamerun 000 
und in Gabun 25 000!
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Für Frankreich sind die ehemaligen Kolonien
wichtige Wirtschaftskunden und zugleich
verläßliche Rohstofflieferanten, namentlich
für strategische Rohstoffe, wie Bauxit, Man-
gan, Erdöl und vor allem Uran. Frankreich
stützt seine ehrgeizigen Atomenergiepläne
ganz wesentlich auf Uranlieferungen der Län-
der Niger und Gabun. Tochtergesellschaften
der staatlichen französischen Erdölgesell-
schaft ELF-Aquitaine fördern Erdöl in Gabun
und in Kongo-Brazzaville. Die Volksrepublik

bestreitet 40 Prozent ihres Staatshaushaltes
aus Überweisungen der beiden Erdölgesell-
schaften ELF-Congo und Agip Recherches
Congo12). Gelegentlich ist Frankreich bereit,
seinen ehemaligen Kolonien Rohstoffpreise
zu zahlen, die über dem des Weltmarktes lie-
gen. So geschah es im Februar 1982 im Rah-
men eines Erdgasabkommens mit Algerien13).
Damit honoriert Paris sichere Lieferquellen.

$
Zu den wichtigsten Instrumenten französi-
scher Einflußnahme im francophonen Afrika
zählt die Währungs- und Kreditpolitik. Auf
dem Währungssektor haben sich die beiden
ehemaligen kolonialen Verwaltungseinheiten
Französisch-Westafrika (AOF) und Franzö-
sisch-Äquatorialafrika (AEF) weitgehend er-
halten. Bis auf zwei Ausnahmen, Guinea und
Mauretanien, gehören alle ehemaligen Kolo-
nien von Französisch-West- und Äquatorial-
afrika der Franc-Zone an ). Währungseinheit
ist der Franc (CFA), der
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zum französischen
Franc (FF) in einem festen Wertverhältnis
von 1 : 50 steht. Bezeichnenderweise hat man
nicht einmal die Abkürzung CFA ausgewech-
selt; sie stand früher für „Colonies Francaises



d'Afrique" und bedeutet heute „Communaut
Financiöre d'Afrique'1. Der Vorteil der afrika-
nischen Länder liegt darin, daß ihre Währung
über den französischen Franc in jede andere
Währung unbegrenzt konvertibel ist, was
sehr zur Erleichterung von Auslandsreisen,
Außenhandel und Kredittransaktionen bei-
trägt. Andererseits ergibt sich der Nachteil,
daß die afrikanischen Länder automatisch
vom Währungsverfall des französischen

Franc betroffen sind und daß Paris mit seinem
währungspolitischen Instrumentarium in die
Wirtschaftspolitik der afrikanischen Länder
hineinregieren kann. In West- und Zentral-
afrika gibt es je eine Zentralbank für die
Banknoten- und Münzenausgabe. Sie befin-
den sich in Dakar (Senegal) und in Yaounde
(Kamerun). Beide Institute, die teilweise mit
französischem Personal arbeiten, sind kaum
mehr als Filialen der Banque de France ).15

VI. Abgestuftes Engagement:
Schwarzafrika, arabische Welt, Lateinamerika

Daß Frankreich die Währungspolitik gegen-
über seinen ehemaligen Besitzungen ziemlich
selbstherrlich handhabte, verursachte in
Afrika wachsenden Verdruß und führte Mitte
1973 sogar zum Austritt Mauretaniens aus
der Franc-Zone. Mehrere afrikanische Staa-
ten drängten auf größeres Mitspracherecht
bei wirtschafts- und währungspolitischen Ent-
scheidungen. Um die unterschiedlichen Auf-
fassungen darzulegen und nach Möglichkeit
auszugleichen, trat im November 1973 eine
erste französisch-afrikanische Gipfelkonfe-
renz in Paris zusammen. Unter Leitung von
Staatspräsident Pompidou tagten die Vertre-
ter von insgesamt zehn afrikanischen Län-
dern, darunter sechs Staatschefs16). Niemand
konnte damals ahnen, daß sich aus diesem
bescheidenen Anfang jährliche Großkonfe-
renzen entwickeln würden, die abwechselnd
in Frankreich und in Afrika stattfinden. Der
letzte „europäische" Gipfel tagte Anfang Ok-
tober 1983 unter Leitung von Staatspräsident
Mitterrand im lothringischen Kurort Vittel.
Von 37 teilnehmenden afrikanischen Staaten
waren allein 27 durch ihre Staats- oder Regie-
rungschefs vertreten, darunter erstmals auch
Sekou Tour, der inzwischen verstorbene Prä-
sident von Guinea 17). Der nachfolgende „afri-
kanische" Gipfel tagte im Beisein Mitterrands
am 11. und 12. Dezember 1984 in Bujumbura,
der Hauptstadt des ehemals belgischen Treu-

handgebietes Burundi18). Wiederum fiel die
zahlenmäßig starke Präsenz von Regierungs-
delegationen aus Ländern auf, die früher
nicht zum französischen Bereich gehört hat-
ten, u. a. aus Ägypten, Tansania, Sambia,
Simbabwe, Angola, Mosambik und Liberia.
Die Konferenzen von Bujumbura und Vittel
sowie die vorausgegangenen französisch-afri-
kanischen Gipfel zeigen, daß Frankreich, wie
bereits erwähnt, heute ein gesuchter Partner
geworden ist; dies gilt längst nicht mehr al-
lein für die francophonen Länder, sondern in
steigendem Maß für anglophone, lusophone
und arabische Staaten. Aus Sicht all dieser
Länder scheint Frankreich eine wirkliche Al-
ternative zu den Großmächten darzustellen.

Wie man sieht, beschränken sich Frankreichs
Aktivitäten nicht auf Schwarzafrika, wiewohl
hier sein besonderes Interesse liegt. Fast die
gesamte französische Entwicklungshilfe geht
in diesen Teil der Welt, und das Pariser Ent-
wicklungshilfeministerium wird manchmal
spöttisch „Ministöre d'Afrique" genannt. Die
führenden französischen Politiker, auch der
derzeitigen sozialistischen Regierung, sind
mit den Problemen der Dritten Welt und be-
sonders Afrikas gut vertraut. Staatspräsident
Mitterrand hatte in jungen Jahren das Amt
des Kolonialministers inne (Juli 1950 bis März
1951). Seit damals verbindet ihn eine Freund-
schaft mit Houphouet-Boigny, dem späteren
Präsidenten der Elfenbeinküste. Der bisherige
Außenminister Claude Cheysson zeichnete
lange Jahre als EG-Kommissar für die Außen-



beziehungen der Europäischen Gemeinschaft
verantwortlich, und inzwischen ist er nach
Brüssel zurückgekehrt. Frankreichs Entwick-
lungshilfeminister Christian Nucci, seit De-
zember 1982 im Amt, war zuvor Mitterrands
Afrikaberater im Rang eines Staatssekretärs.
Zahlreiche Regierungsstellen beschäftigen
sich mit der Dritten Welt, — manchmal zu
Lasten der Effektivität. Betroffene klagen
über einen „jungle des bureaux" und viel
Kompetenzwirrwarr.

Neben Schwarzafrika bilden die arabischen
Länder einen besonderen Schwerpunkt fran-
zösischer Politik. Rücksichtnahme empfiehlt
sich vor allem gegenüber den Erdölstaaten,
u. a. auch gegenüber Libyen. Das Verhältnis
zu Algerien ist noch immer problematisch.
Auf beiden Seiten gibt es Ressentiments und
unerfüllte Forderungen. In Frankreich leben
derzeit 800 000 Algerier; sie stellen das größte
Kontingent unter rund vier Millionen Gastar-
beitern. Algerier sind nicht gut gelitten, und
es gibt viele Vorurteile, zumal in einer Zeit,
da Frankreich mit erheblichen wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten kämpft. Trotzdem tritt
allmählich eine Entkrampfung in den franzö-
sisch-algerischen Beziehungen ein. Nachdem
Mitterrand im Mai 1982 Algier besucht hatte,
reiste Chadli als erster algerischer Präsident
nach der Unabhängigkeit seines Landes Mitte
Dezember 1982 zu einer offiziellen Visite
nach Paris.
Frankreichs sozialistischer Regierung fällt es
leicht, mit „linken" Regierungen der Dritten
Welt Kontakte zu pflegen, was in der Vergan-
genheit schwieriger war. Dies gilt beispiels-
weise für die Volksrepubliken Benin, Kongo
und Angola, aber auch für Mexiko und Nica-
ragua. Sofern es sich nicht um Militärdiktatu-
ren handelt, ist Frankreich um gute Beziehun-
gen zu Mittel- und Südamerika bemüht. Im

Zeichen der „Latinität" strebt es möglichst
enge kulturelle Bindungen an.

Daß sich Paris nicht scheut, kühle Geschäfts-
interessen ins Spiel zu bringen, zeigt sich
auch am Waffenexport. Frankreich ist nach
den USA und der Sowjetunion drittgrößter
Waffenexporteur der Welt. Irgendwelche mo-
ralischen Vorbehalte bei Waffenlieferungen
in Krisengebiete scheint Paris nicht zu ken-
nen. Im Oktober 1983 lieferte Frankreich fünf
Kampfflugzeuge vom Typ Super-Etendard an
den Irak, einen der beiden Kombattanten im
Golfkrieg. Frankreich gilt als wichtigster Waf-
fenlieferant von Saudi-Arabien, und es hat
jahrelang auch Libyen versorgt. Eines Tages
könnte Frankreich gezwungen sein, in irgend-
einer Weltecke gegen seine eigenen Waffen
antreten zu müssen. Im Faiklandkrieg
kämpfte Argentinien mit französischen Waf-
fen gegen Großbritannien. Nach einer An-
standspause von bloß einem halben Jahr
nahm Paris schon am 18. November 1982
seine Waffenlieferungen an Buenos Aires
wieder auf.

Betrachten wir Frankreichs vielfältige Aktivi-
täten in der Dritten Welt, so stellt sich die
Frage, ob sich das Land am Ende nicht über-
nimmt. Diese Gefahr sieht man auch in Paris,
weshalb man die Kosten des eigenen Engage-
ments gern mit anderen Staaten teilen möch-
te. Dies erklärt auch, warum Frankreich be-
reits in den Römischen Verträgen von 1957
auf einer Assoziierung seiner damaligen Be-
sitzungen an die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft bestand. Diese Assoziierung blieb
erhalten, als die französischen Kolonien we-
nige Jahre später ihre Unabhängigkeit erklär-
ten. Sie wurde später, nach dem EG-Beitritt
Großbritanniens, auf viele anglophone und
dann auch auf andere Staaten der Dritten
Welt ausgedehnt.



Johannes M. Becker

Die französische Friedensbewegung

I. Einleitung
Während in der ersten Hälfte der achtziger
Jahre in nahezu allen westeuropäischen Staa-
ten und den USA infolge des NATO-Doppel-
beschlusses und der schließlich begonnenen
Stationierung von Cruise Missiles und Per-
shing II starke Protestbewegungen entstan-
den, blieb Frankreich von dieser Entwicklung
weitgehend unberührt. Während in den USA
für viele Beobachter unerwartet, hunderttau-
sende für „freeze", gegen Massenarbeitslosig-
keit und Massenelend demonstrierten, wäh-
rend in England die Frauen von Greenham
Common mit ihrer spektakulären Dauerbe-
setzung viel Sympathie im In- und Ausland
erwarben, während die Friedensbewegung in
der Bundesrepublik mit der Ulmer Men-
schenkette und der zu neuem Leben erweck-
ten Ostermarschtradition vielleicht die ein-
drucksvollsten Zeichen setzte, wartete man in
Frankreich vergeblich auf derartige Ereig-
nisse.

Und wenn in Paris, das zudem von der einzig-
artigen Zentralstruktur der Nation (mit elf
von 55 Millionen Einwohnern in seinem
Großraum) profitieren konnte, 500 000 Men-
schen zu einem „Fest für den Frieden" (im Bois
de Vincennes 1982) zusammenkamen, dann
war dies nur möglich unter so wenig konkre-
ten Parolen wie ,Jaime la Paix — Jaime la
Vie“ (Ich liebe den Frieden — Ich liebe das
Leben).
Wenn W. v. Bredow über die „Zusammenset-
zung und Ziele der Friedensbewegung in der
Bundesrepublik Deutschland"1) schrieb, diese

Friedensbewegung sei „nicht in der Lage, ein
über ihre Ablehnung von allgemeiner und
spezieller Aufrüstung hinausgehendes politi-
sches Konzept zu entwerfen“, so muß diese
These für die französische Seite noch präziser
gefaßt werden: Der überwiegende Teil dieser
Bewegung formuliert nicht einmal ihre Ab-
lehnung einer „speziellen Aufrüstung“, vor al-
lem was politische Spezifika angeht.

Die Friedensbewegung in Italien, in der Bun-
desrepublik, in Holland und anderswo hatte
mit ihrem „Nein" zu neuen Atomraketen
durchaus politische Dimensionen der ameri-
kanischen Militärstrategie angegriffen. Diese
Zielsetzung ist der französischen Bewegung
weitgehend verlorengegangen.

Die französische Friedensbewegung ist
schwach, obwohl Frankreich in dieser ersten
Hälfte der achtziger Jahre das einzige von der
Stationierung neuer amerikanischer Raketen
— wenn auch indirekt — betroffene, westli-
che Land ist, in dem die parlamentarische
Linke die Regierungsgewalt besitzt. Dem Be-
obachter drängt sich bei Kenntnis der Grund-
anlage der derzeit betriebenen Außen- und
Militärpolitik die Frage auf, ob die Friedens-
bewegung jenseits des Rheins nicht gerade
deshalb so unbedeutend ist, weil die traditio-
nellen Pfeiler einer jeden Friedensbewegung,
Sozialisten und Kommunisten, bis vor kurzem
gemeinsam, heute allein durch den Parti So-
cialiste vertreten, in Frankreich in der Regie-
rungsverantwortung stehen.

II. Militärpolitische Optionen des Parti Socialiste (PS)
und des Parti Communiste Francais (PCF)

Das zu Beginn der siebziger Jahre von PS und
PCF erarbeitete und 1972 als „Programme
commun" verabschiedete Grundsatzpapier für
die Zusammenarbeit von Sozialisten, Linksli-*

beralen und Kommunisten im Falle ihres
Wahlsieges stand in Fragen der Militärpolitik
durchaus in der Tradition linker Programma-
tik in Frankreich2). Nach der Deklaration von



„allgemeiner), weltweiter) und kontrollier-
te(r) Abrüstung" als „Hauptziel der Regierung"
wurde in dem Dokument konkret auf Frank-
reich bezogen gefordert: „Verzicht auf strate-
gische atomare Bewaffnung jeder Art, sofor-
tige Einstellung der französischen Atomwaf-
fenproduktion, planmäßige Umstellung der
Atomwaffenindustrie in eine friedlichen
Zwecken dienende Atomindustrie unter
Wahrung der Interessen der betroffenen
Werktätigen."3)

Doch die ursprünglich feste Haltung von PS
und PCF in dem entscheidenden Punkt der
Militärpolitik der V. Republik, in Bezug auf
die „Force de frappe", die von Staatspräsident
General de Gaulle geschaffene nukleare Ab-
schreckungsmacht, verlor in der zweiten
Hälfte der siebziger Jahre zunehmend an
Klarheit4). Mit unterschiedlichen Motivatio-
nen wandelte sich die Militärstrategie der So-
zialisten zur vollen Bejahung der „Force de
frappe", die der Kommunisten immerhin zu
einer Anerkennung ihrer Existenz.

Beide maßgeblichen Initiatoren des „Pro-
gramme commun" zogen aus der Entwicklung
der Jahre nach 1972, die zwar von einer stei-
genden Popularität der Linken insgesamt ge-
kennzeichnet war, ihr jedoch den entschei-
denden (Wahl-)Durchbruch nicht gebracht
hatte, unterschiedliche Konsequenzen. Der
„Parti Socialiste" suchte sein neu gewonnenes
eindeutiges Übergewicht innerhalb des lin-
ken Lagers durch einen gezielten Antisowje-
tismus und Antikommunismus in eine langfri-
stige Marginalisierung des PCF umzumünzen
— Antisowjetismus, da die „Force de frappe“
unter Mitterrands Wendung zum Atlantismus
eindeutig antisowjetisch gerichtet war und ist.
Die Kommunistische Partei ihrerseits ver-
folgte das Kalkül, verlorenes Terrain inner-
halb der Linken durch einen militärpoliti-
schen „Neogaullismus" wettzumachen. Den
Mitgliedern und Wählern versuchte die Par-

teiführung ihre Wende mit der Pointierung
des gaullistischen Theorems von der Wirkung
„tous azimuts", „in alle Richtungen", akzeptabel
zu machen.
Die seit Mai/Juni 1981 von PS und PCF ge-
meinsam betriebene, freilich unter sozialisti-
scher Dominanz stehende Militärpolitik ba-
siert folglich wesentlich auf der Existenz der
strategischen und taktischen Atomstreit-
kräfte und sieht deren Ausbau in den näch-
sten Jahren vor5). Die militärische Koopera-
tion mit der NATO wurde intensiviert, wenn
auch ein formeller Wiedereintritt in deren in-
tegrierte Organisationen nicht auf der Tages-
ordnung steht6).
Viele Äußerungen und Spekulationen um
eine stärkere Westeuropa-Komponente in-
nerhalb der NATO von Seiten der Regierung
Mitterrand liefern Belege für diese Entwick-
lung. Die außenpolitischen Beziehungen zu
den Ländern Osteuropas, namentlich der
UdSSR, sind abgekühlt, was sich in der Befür-
wortung und Forderung der amerikanischen
Raketenstationierung durch die dominieren-
den sozialistischen Kräfte der Regierung äu-
ßerte: Die „Vorrüstung der Sowjetunion mit
SS-20-Raketen", so Staatspräsident Mitter-
rand, habe ein militärisches Ungleichgewicht,
vor allem in Mitteleuropa, geschaffen, das nur
durch die Installierung von Pershing II und
Cruise Missiles beseitigt werden könne; die
Ereignisse in Afghanistan und Polen hätten
überdies die Außenpolitik der Sowjetunion
ausreichend als expansionistisch qualifiziert.
Die Kommunistische Partei verfolgte in der
Nachrüstungsdiskussion und in der Osteuro-
pa-Politik eine Doppelstrategie: Zu Zeiten ih-
rer Regierungsbeteiligung7) hielten sich die



PCF-Minister an die im Regierungsabkom-
men vom Juni 1981 verabschiedete „uneinge-
schränkte Solidarität“, um die Regierungsbe-
teiligung des PCF nicht zu gefährden. Die au-
ßerhalb der Regierung agierende Parteifüh-
rung und der kommunistische Medienapparat

verurteilten die amerikanische (und bundes-
deutsche) Stationierungspolitik vehement
und forderten Francois Mitterrand energisch
auf, sich von der amerikanischen Strategie zu
distanzieren sowie auf die Verhandlungsan-
gebote der Sowjetunion einzugehen.

III. Das „Mouvement de la Paix"

Die französische Friedensbewegung besteht
im wesentlichen aus drei Teilen: dem zu-
nächst im Mittelpunkt stehenden „Mouve-
ment de la Paix“, dem .Appel des Cent“ sowie
dem „Comit pour le Dsarmement Nuclaire
en Europe“ (C.O.D.E.N.E.).

Das „Mouvement de la Paix“, die „Bewegung
des Friedens“ also, wurde 1949 in Paris ge-
gründet. Es beruft sich in seiner Vorge-
schichte auf verschiedene Organisationen der
Friedens- und Widerstandsbewegung der
Zwischenkriegszeit und der Okkupations-
phase.

Gründungspräsident war Yves Farges, eine
herausragende Persönlichkeit der Resistance
und ehemaliger Minister. In seiner jahrzehn-
telangen Monopolexistenz als friedenspoliti-
sches Forum kann das „Mouvement" auf eine
Reihe weltbekannter Persönlichkeiten in sei-
nen Reihen verweisen; in erster Linie Frd-
ric Joliot-Curie, Nobelpreisträger und erster
Präsident des Weltfriedensrates (in dem die
Organisation auch heute noch aktiv mitarbei-
tet), Paul Eluard, Vercors, Pablo Picasso, Mar-
cel Paul oder auch Louis Aragon.
Das „Mouvement" wehrte sich gegen die Ein-
beziehung Frankreichs in die NATO, den
Aufbau der Bundeswehr, den Algerien- und
Vietnam-Krieg. Zu Beginn der sechziger
Jahre war sein Hauptanliegen der Protest ge-
gen den Aufbau der „Force de frappe". Somit
ist der politische Standort dieses Teils der
französischen Friedensbewegung, ungeachtet
der Existenz weiterer Bündnispartner, in un-
mittelbarer Nähe der Französischen Kommu-
nistischen Partei anzusiedeln. Dies läßt auch
heute noch ein Blick auf die Führungspersön-
lichkeiten der Organisation und ihre enga-
gierten Mitglieder („militants") erkennen. Hier
stehen einer absoluten Majorität von PCF-
und CGT-Anhängern kleinere Gruppen von

Sozialisten, in der Führung vor allem Admiral
a. D. Sanguinetti und — bis vor einigen Mona-
ten — Pierre Luc Sguillon, und Christen zur
Seite.

Nach Aussagen von Mitarbeitern des Sekre-
tariats des „Mouvement de la Paix"8) hat die
Friedensorganisation ca. 20 000 Aktive, die in
weiten Teilen Frankreichs in Departement-
Räten organisiert sind. Das entsprechende
Gremium in der Hauptstadt ist der „Conseil
de Paris".
Die Programmatik der „Bewegung des Frie-
dens" hat sich in den letzten Jahren — nicht
unbeeinflußt vom Strategiewandel der beiden
großen linken Parteien PS und PCF — in
einem wichtigen Punkt geändert: Wurde die
französische atomare Bewaffnung bis in die
späteren siebziger Jahre hinein vehement be-
kämpft, so waren diese Attacken schon 1977/
78 weniger aggressiv und schließlich in der
Zeit nach den Wahlen des Jahres 1981 in offi-
ziellen Verlautbarungen nur noch selten aus-
zumachen.
Ein Blick auf die wesentlichen Aktivitäten
des „Mouvement de la Paix" in den letzten
Jahren verdeutlicht die besondere Rolle, die
diese Organisation aufgrund ihrer starken Af-
finitäten zum PCF zu spielen begonnen hat.
Dabei ist es weniger wichtig, daß das „Mouve-
ment" gelegentlich einer Selbstüberschätzung
hinsichtlich der Quantitäten seiner Demon-
strationen unterliegt, damit vor allem der Ein-
schätzung der Breite seiner Bündnisse. Sym-
ptomatischer für seine Politik war da schon,
daß in einer Reihe von „Mouvement'-Gremien
die Absicht verschiedener Initiativen, aus An-



laß des Versailler-Besuches von US-Präsident
Reagan im Juni 1982 gegen die amerikani-
schen und NATO-Stationierungspläne zu de-
monstrieren, mit der Begründung zurückge-
wiesen wurde, Reagan komme in erster Linie
zu einem Wirtschaftstreffen und sei zudem
Staatsgast des von den Parteien der Linken
erst ein Jahr zuvor gewählten Präsidenten
Mitterrand und seiner Regierung. Als sich
freilich das dem linksradikalen Spektrum zu-
zurechnende Bündnis C.O.D.E.N.E. zu einer
Anti-Reagan-Demonstration vorbereitete,
kam Ende Mai schließlich doch noch der Auf-
ruf zu einem „marche sur Paris“ für den
20. Juni zustande, der wiederum vom „Appel
des Cent" initiiert war.
Viele Aktivitäten des „Mouvement" waren in
den beginnenden achtziger Jahren von der

Sammlung von Unterschriften unter den „Ap-
pel de Paris" bestimmt. Dieser Appell vom
Oktober 1981 fordert allgemein den Stop der
Nuklearrüstung sowie ihre Reduzierung in
Ost und West9). Dieses Vorgehen verliert
aber offenbar in Frankreich an Attraktivität.
Demonstrierten im Oktober 1981 noch zwi-
schen 50 und 100 000 Menschen an der Porte
de Pantin (im europäischen Vergleich ein be-
achtliches Ergebnis), so bedeutete die gleiche
Anzahl von Demonstranten exakt zwei Jahre
später im internationalen Vergleich doch ei-
nen Rückschlag. Allerdings hatte im gleichen
Zeitraum das C.O.D.E.N.E., das sich zumin-
dest gegen die weiteren Nuklear-Ausbau-
pläne der Regierung Mitterrand wendet, ei-
nen Zuwachs an Sympathisanten zu verzeich-
nen.

IV. Der „Appel des Cent"

Der Appell der hundert Persönlichkeiten
Frankreichs trat im Herbst 1981 anläßlich der
ersten großen französischen Demonstratio-
nen zum NATO-Doppelbeschluß an die Öf-
fentlichkeit. In einer Selbstdarstellung )
heißt es: „Der .Appell der Hundert' ist geboren
worden aus der Bewußtseinsentwicklung von
Persönlichkei
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ten, die sich in ihren Berufsfel-
dern (Kunst, Literatur, Sport, Wissenschaft,
Medizin, Recht etc:) wie auch in ihren philoso-
phischen, politischen und religiösen Auffas-
sungen unterscheiden, die erschrocken sind,
die Welt durch das Verhängnis (faute) der
Überrüstung in ihr Verderben gehen zu se-
hen, und die entrüstet sind, ungeheuerliche
Summen verwendet zu sehen für Todeswerk-
zeuge, obwohl ein kleiner Teil der Reichtü-
mer ausreichen würde, alle Völker, die heute
hilfslos ihrem Schicksal überlassen sind, zu
ernähren, zu kleiden und zu bilden."

In der Tat ist der „Appel des Cent" von so
unterschiedlichen Persönlichkeiten unter-

zeichnet wie dem Rennfahrer Jean-Claude
Andruet, von dem Schriftsteller Louis Aragon,
von der Schriftstellerin und Journalistin Cat-
herine Clöment, von den pensionierten Offi-
zieren General Fernand Gambiez11) und Ad-
miral Sanguinetti, von dem Mediziner Lon
Schwarzenberg sowie einer Reihe von politi-
schen Funktions- und Mandatsträgern.
Zwei Dinge fallen jedoch bei einer genauen
Betrachtung der „Hundert" auf: mit Michel
Langignon (Nationalsekretär des „Mouvement
de la Paix"), Admiral Sanguinetti und Pierre-
Luc Sguillon ) u. a. sind führende Repräsen12 -
tanten des „Mouvement de la Paix" vertreten;
mit Jeannine Märest, Georges Sguy, Jacques
Denis, Lucien Sve etc. ist der Flügel um die
CGT und den PCF stark repräsentiert.



Der „Appel des Cent" kennt keine mit dem
„Mouvement" vergleichbare Basisarbeit. Von
einigen Ausnahmen in größeren Städten ab-
gesehen gibt es kein flächendeckendes Netz
von Stadt- oder Departementsgruppen. Viel-
mehr versucht die Initiative mit Großveran-
staltungen, Pressekonferenzen, Petitionen etc.
wirksam zu werden, welche von einer Ge-
schäftsstelle und einer Art Exekutivkomittee,
das sich in mehrwöchigem Abstand trifft, ini-
tiiert und vorbereitet werden.

So organisierte der „Appel des Cent" bisher
die mit Abstand größten Friedensmanifesta-
tionen der achtziger Jahre in Frankreich. Am
20. Juni 1982 — aus Anlaß der außerordentli-
chen UNO-Sitzungsperiode zu Problemen des
Friedens — folgten seinem Aufruf zum „Mar-
che de la Paix", einem Friedensmarsch durch
Paris, nach eigenen Angaben 250 000 Men-
schen. Ein Jahr später, am 19. Juni 1983, betei-
ligten sich gar 400 000 bis 500 000 Menschen
an der „Fte pour la Paix" im Pariser Bois de
Vincennes. Der 28. Oktober 1984 schließlich
lieferte nach den oben erwähnten Rückschlä-
gen des „Mouvement de la Paix" vom Oktober
1983 einen weiteren Beweis für das Stagnie-
ren der französischen Friedensbewegung:
Wiederum unter der Parole „Jaime la Paix"
veranstaltete das „Appel"-Büro einen erneu-
ten „Marche de la Paix" durch Paris. Die reali-
stischen Schätzungen der Teilnehmerzahl be-
wegten sich zwischen 150 000 und 300 000.
Das Spektrum der Unterstützer umfaßte im
wesentlichen neben dem „Appel des Cent“
wiederum die Kommunistische Partei
Frankreichs und die Gewerkschaft CGT.
Neben großen Demonstrationen verfaßte der
„Appel des Cent“ eine Reihe von Petitionen
und schickte Abordnungen zu den Genfer
Verhandlungen um die Mittelstreckenrake-
ten, Petitionen, die sich dort an die Delegatio-
nen der USA und der UdSSR wandten.
Der sozialen Basis seiner Mitglieder entspre-
chend führte die Organisation Ende Januar
1983 eine „Versammlung der Intellektuellen"
durch; im März 1984 folgte eine zweite derar-
tige Veranstaltung, die „Rencontre internatio-
nale des intellectuels pour la paix et le dsar-
mement", ebenfalls in Paris. Sowohl an diesen
beiden Konferenzen wie auch an den Losun-
gen der Demonstrationen („Weder Pershing II
— Noch SS 20" oder „Jaime la Vie — Jaime la

Paix") wird die Programmatik des Appells der
hundert Persönlichkeiten deutlich. Auf der
Konferenz im Frühjahr 1984 wurde von den
französischen Künstlern, Wissenschaftlern,
Ärzten, Erziehern usw., aber auch von den an-
wesenden kommunistischen Erstunterzeich-
nern des „Appel" jede politische Analyse der
globalen und eurostrategischen Situation aus-
gespart. Allgemeine Appelle zur Abrüstung
oder auch die Deklarierung eines „Rechtes
der Völker auf Frieden" bestimmten das Ge-
schehen ebenso wie moralisierende Hinweise
auf das aktuelle Ausmaß des Hungers in der
Dritten Welt.

Es war den Delegationen vor allem Mittel-
amerikas und Osteuropas Vorbehalten, politi-
sche Dimensionen in das Geschehen zu brin-
gen. Die französische „Force de frappe" oder
auch der französische Rüstungsexport blieben
weitgehend aus der Diskussion ausgeklam-
mert.

„Unis pour la Paix", die Beschwörung einer
einheitlichen Bewegung, Leitmotiv des Pari-
ser Friedensmarsches von 1982, ist das bewe-
gende Element der Programmatik des .Appel
des Cent". Pierre Sellincourt, der Sekretär der
Initiative13), und andere Unterzeichner des
Aufrufes wiesen häufig darauf hin, daß sich
die Friedensbewegung in Frankreich in einer
spezifischen Situation befinde. Zum einen sei
Frankreich kein „Stationierungsland" und die
Bevölkerung daher schwer zu mobilisieren.
Zum anderen sei das „Mouvement de la Paix"
— die traditionelle Organisation — durch de-
nunziatorische Äußerungen wie „verlängerter
Arm des PCF" oder „Fünfte Kolonne Moskaus"
in weiten Teilen der französischen Bevölke-
rung marginalisiert und heute unfähig, eine
neue Massenbewegung auszulösen. Eine
Folge dieser Situation sei u. a. das völlige,
planvolle Desinteresse der französischen Me-
dien, die kommunistischen ausgenommen, an
der Arbeit des „Mouvement" und der Frie-
densproblematik überhaupt. Die Konsequenz,
welche die hundert Persönlichkeiten aus die-
ser innerfranzösischen Lage angesichts der
Widersprüchlichkeit von Hunger und dem
Elend einerseits und der allgemeinen Hoch-
rüstung andererseits gezogen hätten, sei ihr
Appell mit dem Ziel, ein möglichst breites



Bündnis gegen Hochrüstung schlechthin zu
formieren. Dieses Bündnis könne alle umfas-
sen, die für den Frieden einträten. Politische
Auseinandersetzungen über Ursachen und
Verantwortlichkeiten des Rüstungswettlaufs
(course aux armements) hingegen würden die
Ansätze, die bisher sichtbar geworden seien,
sofort zunichte machen. Dies betreffe nicht

zuletzt auch die Diskussion der französischen
Militärpolitik selbst: Ein großer Teil der Un-
terzeichner wie der französischen Bevölke-
rung überhaupt übe eben keine Kritik an der
„Force de frappe", und so konzentriere man
sich auf die allgemeine Verurteilung des Rü-
stungswettlaufs und auf Appelle, den Hunger
auf der Welt zu bekämpfen.

V. Das „Comit pour le Dsarmement Nuclaire en Europe"
(C.O.D.E.N.E.)

Seit dem 11. November 1981 besteht eine ge-
wichtige Alternative zur traditionellen, vom
PCF und von der CGT beeinflußten Friedens-
bewegung, das „Komitee für die nukleare Ab-
rüstung in Europa". Als Keimzellen für das
C.O.D.E.N.E. können für den Friedensgedan-
ken das 1963 u. a. von Claude Bourdet gegrün-
dete „Mouvement pour le Dsarmement, la
Paix et la Libert" (M.D.P.L.) und für die partei-
politische Herkunft die PS-Abspaltung PSU
(Parti Socialiste Unifi) angesehen werden.

Das C.O.D.E.N.E. vereinigt große Teile der
nicht-sozialistischen und, um beim deutschen
Sprachgebrauch zu bleiben, nicht-orthodoxen
Linken Frankreichs in einem Bündnis. Unter
seinen knapp .30 Einzelorganisationen finden
sich neben reinen Friedensgruppen (M.D.P.L.,
Paysans et Mouvement du Larzac oder Fem-
mes pour la Paix) große Teile der französi-
schen Ökologiebewegung (Les Verts oder
Parti Ecologique), Teile der Linksradikalen
(PSU, Alliance Marxiste Rövolutionnaire oder
Centre d’tudes Anti-Impörialistes), der
Wehrdienstverweigerer, Ersatzdienstleisten-
den und Soldatenorganisationen sowie das
christliche „Mouvement Rural de la Jeunesse
Chrtienne" (MRJC), die christliche Landju-
gend.

Das C.O.D.E.N.E. unterhält in Paris ein zentra-
les Sekretariat und ist in 80 lokalen Gruppen
über ganz Frankreich verteilt. Von Paris aus
wird in unregelmäßigen Abständen das zen-
trale „Bulletin du C.O.D.E.N.E." herausgege-
ben14). Die wichtigste Aktion dieses Bündnis-

ses war bisher neben der Protestversammlung
in Larzac gegen die geplante Erweiterung des
dortigen Truppenübungsplatzes, an der im
August 1982 ca. 200 000 Menschen teilnah-
men, die Konkurrenzdemonstration zur Okto-
ber-Aktion des „Mouvement de la Paix" im
Jahre 1983.

Den besten Einblick in die Programmatik des
C.O.D.E.N.E. bietet die Charta, die auf der „As-
semble Gnrale" vom 11. bis 13. November
1983 in der Pariser Vorstadt Evry verabschie-
det wurde. Das übergeordnete Ziel, welches
hier formuliert wird, fordert die „etappen-
weise Vernichtung der Nuklearwaffen in Eu-
ropa — und ebenso in Frankreich — als Ele-
ment einer weltweiten Abrüstung und der
Entwicklung neuer ökonomischer, sozialer
und politischer Beziehungen, gegründet auf
die Solidarität, den Frieden und die Freiheit,
im Osten wie im Westen, im Süden wie im
Norden". Die Charta drückt weiterhin im Ziel-
katalog ihren Willen aus, ihre „bestehenden
Beziehungen zu den neuen unabhängigen eu-
ropäischen Friedensbewegungen zu stärken",
die, so die Charta weiter, „mit demselben Wil-
len um Unabhängigkeit gegenüber Regierun-
gen und Staaten kämpfen sowie dem Willen
zur Ungebundenheit gegenüber beiden Blök-
ken, mit demselben Ziel der Abrüstung — im
Osten wie im Westen".
In den Ausführungen zur „Realisierung" die-
ses übergeordneten Zieles werden zwei Be-
dingungen genannt, die zugleich die Differen-
zen zu den Positionen des „Mouvement de la
Paix“ und des „Appel des Cent" weiter akzen-
tuieren: „1. die Logik der Blöcke zu beenden
(sortir de la logique des blocs), die Europa seit
Yalta teilt und dadurch die Welt zahlreicher



Völker in Sklaverei hält (...) 2. sich der Nukle-
arbewaffnung Frankreichs zu widersetzen,
dem illusorischen Schutz, die ein Hindernis
für die Entnuklearisierung Europas darstellt."

Konkret wird von der französischen Regie-
rung gefordert,

— eine unabhängige Außenpolitik zu betrei-
ben und ihre Bindungen an die NATO aufzu-
geben;
— die Nuklearversuche, insbesondere im Pa-
zifik, aufzugeben;

— das Modernisierungsprogramm für Nukle-
arwaffen zu stoppen. Dies betrifft die neuen
HADES-Raketen, die Neutronenbombe, die
Modernisierung der Atom-Unterseeboot-
Flotte und den Bau des siebten Atom-U-Boo-
tes. Frankreich solle vielmehr eine Debatte
über die Möglichkeiten einer nichtatomaren
Verteidigung führen.

Die Forderung nach einem Einfrieren der
.Force de frappe", einige Mitglieder des Bünd-
nisses fordern gar die sofortige Abschaffung
aller französischen Atomwaffen, ist ein Mini-
malkonsens innerhalb des „Komitees". Andere
Differenzierungsmerkmale zwischen den bei-
den Armen der französischen Friedensbewe-
gung, die das C.O.D.E.N.E. von der traditionel-
len, eher kommunistisch orientierten Frie-
densbewegung sowie vom .Appel des Cent"
abheben, sind besonders der explizite Ge-
brauch der Supermachttheorie, der Versuch
der Kontaktaufnahme mit den „autonomen"
Bewegungen der Länder Osteuropas sowie
heftige Angriffe auf die Regierungen dieser
Länder. In der vierten Ausgabe des „Bulletin“
vom Oktober 1983 finden sich z. B. ein Inter-
view mit einem Mitglied der tschechoslowa-
kischen „Charta 77", der Abdruck eines Brie-
fes des polnischen „KOS" (Komitee zur sozia-
len Selbstverteidigung) sowie ein Bericht
über „le groupe independant de Moscou pour
la confiance" (die unabhängige Moskowiter
Gruppe für das Vertrauen) mit dem Titel: „Un-
terstützung für die sowjetischen Gefangenen
für den Frieden".

Im Mai 1983 nahm das C.O.D.E.N.E. an der
.Zweiten Europäischen Konvention für ato-
mare Abrüstung" in Berlin teil, die ebenfalls
einen starken antisowjetischen Charakter
hatte.

Was die Haltung zur „Force de frappe" betrifft,
so erwiesen sich die Mitglieder und Sympa-
thisanten des „Comit pour le Dsarmement
Nuclüaire en Europe“ als äußerst empfindlich:
Als in einem Redebeitrag eines Vertreters
der sozialistisch orientierten Gewerkschaft
CFDT auf der Demonstration vom 23. Okto-
ber 1983 der Versuch einer Rechtfertigung
der französischen Atombewaffnung anklang,
reagierte das Auditorium mit einem gellen-
den Pfeifkonzert. Die Kooperation mit der
CFDT, die im Herbst 1983 zustande kam und
zur Konkurrenzdemonstration des 23. Okto-
ber führte, überraschte im übrigen viele poli-
tische Beobachter. Die CFDT hatte sich Mitte
der sechziger Jahre zunächst strikt gegen
jede Atomrüstung ausgesprochen, ihre Hal-
tung speziell gegenüber der französischen Be-
waffnung jedoch entsprechend der Sozialisti-
schen Partei in der zweiten Hälfte der siebzi-
ger Jahre geändert.

Der Kooperationswille beider Organisationen
beruhte auf unterschiedlichen Erwägungen:
Für die CFDT dürfte das Hauptinteresse an
der antikommunistischen und antisowjeti-
schen Stoßrichtung der C.O.D.E.N.E.-Program-
matik aus ihren Abgrenzungsbemühungen
gegenüber der CGT (und dem PCF) resultie-
ren. Hinzu kommt das Bemühen, das in der
französischen Bevölkerung (und somit auch
an der Basis der CFDT) vorherrschende Inter-
esse für Fragen des Friedens aufzugreifen.

Dafür nahm die CFDT mangels anderer Bünd-
nispartner offenbar die Differenzen in der Be-
urteilung der „Force de frappe“ in Kauf.

Die Beweggründe des C.O.D.E.N.E. zur Zu-
sammenarbeit mit der C.F.D.T. sind bis hier-
hin sicherlich deckungsgleich. Hinzu kommt
für das bis heute zweifellos kleinste Glied der
französischen Friedensbewegung die Chance,
durch ein Aktionsbündnis mit der zweitstärk-
sten Gewerkschaft Frankreichs (ca. 1 Million
Mitglieder) aus der Marginalität herauszutre-
ten und vor allem stärker als bisher auf das
sozialistische Wähler- und Aktionspotential
Einfluß nehmen zu können; das C.O.D.E.N.E.
wird bis heute eher durch ein linksradikales
und „alternatives" Image bestimmt.

In Gesprächen des Verfassers mit Vertretern
des „Comites" (s. Anm. 14) wurde häufig die
Sorge geäußert, das „Comitö" könne gegen-



über der großen CFDT und derem vorrangi-
gen parteipolitischen Verbündeten, dem
„Parti Socialiste", an Eigenständigkeit einbü-
ßen. Besonders in der Problematik der Beur-

teilung der „Force de frappe" legen die An-
hänger des C.O.D.E.N.E. größten Wert auf die
Wahrung der so oft beschworenen „Unabhän-
gigkeit".

VI. Schlußbemerkungen
Die französische Friedensbewegung ist ge-
spalten. Ein Minimalkonsens, ähnlich dem
der bundesdeutschen Bewegung („keine
neuen Atomraketen in Westeuropa"), der die-
ser zu Masseneinfluß verhelfen hat, existiert
in Frankreich nicht. Die französische Frie-
densbewegung selbst greift in der Analyse ih-
rer zuweilen selbst eingestandenen Schwäche
häufig auf die Tatsache zurück, daß Frank-
reich kein „Stationierungsland" sei. Die Geg-
ner dieses Erklärungsversuches verweisen
auf triviale Ergebnisse vor allem naturwissen-
schaftlicher Forschungen, wonach ein atoma-
rer Krieg, zumindest jedoch eine atomare
Verseuchung, weder an den Vogesen noch
den Ardennen, den Pyrenäen oder den Alpen
haltmacht; dieser Umstand müsse argumenta-
tiv in den Vordergrund gestellt werden. Weit-
aus erfolgversprechender ist bei der Schwä-
che-Analyse vielmehr ein Blick auf die Lage
der sogenannten „neuen sozialen Bewegun-
gen" in Frankreich. Trotz der Vielzahl von
Gruppen, Parteien und parteiähnlichen Ver-
bindungen, vor allem auf der Linken, ist bei-
spielsweise keiner ökologistischen oder „grü-
nen" Organisation ein politischer Durchbruch,
ähnlich den „Grünen" der Bundesrepublik, auf
der politischen Bühne Frankreichs gelungen.

Die Gründe hierfür können an dieser Stelle
nur angedeutet werden. Sie liegen in erster
Linie in der Existenz zweier großer linker
Parteien, die das Interessenten- und Wähler-
potential eben jener „neuen sozialen Bewe-
gungen" vor allem in der Zeit jahrzehntelan-
ger Opposition weitgehend gebunden haben.
Das Feld friedenspolitischer Aktivität wird
weitgehend, wie die Geschichte des „Mouve-
ment" und des „Appel“ beweisen, vom PCF be-
setzt. Um die potentielle Klientel der Okolo-
gisten bemüht sich intensiv der PS, wie z. B. in
der Atomkraftdebatte des Präsidentschafts-
wahlkampfes 1981 deutlich wurde ). Das Er-15

gebnis der Europawahl vom 17. Juni 1984
könnte jedoch das Ende sozialistischer Inte-
grationsfähigkeit für diesen Teil des politi-
schen Spektrums andeuten: „Les Verts" er-
reichten 3,4%; ein eher rechtsgerichtetes öko-
logisches Bündnis um Brice Lalonde (ERE)
kam auf 3,3%.

Ein weiteres Erklärungsmoment für die
Schwäche der französischen Friedensbewe-
gung, das von den oben angeführten Faktoren
zum Teil nicht zu trennen ist, betrifft die Wi-
derspiegelung dieser Bewegung in den fran-
zösischen Medien. Während die Aktionen der
Friedensbewegungen in den übrigen westeu-
ropäischen Ländern, vornehmlich in der Bun-
desrepublik, in Frankreich zumeist große Be-
achtung fanden, nahm die Berichterstattung
über friedenspolitische Ereignisse in Frank-
reich selbst einen bei weitem kleineren Raum
ein. Dies liegt, zumindest auf Radio und Fern-
sehen bezogen, vor allem in der systemati-
schen Absenz der Sozialistischen Partei von
dieser Friedensbewegung begründet.

Lediglich die kommunistischen Zeitungen
„L'Humanitö" und „LHumanit Dimanche" so-
wie die Regionalpresse des PCF und die Or-
gane der CGT unterstützten die Friedensbe-
wegung (vornehmlich die Aktivitäten des
„Mouvement de la Paix" und des „Appel des
Cent"), was den Kritikern der Friedensbewe-
gung im Gegenzug wiederum den Hinweis
auf die Nähe zu den Kommunisten ermög-
lichte.

Ein wichtiges Moment, das der Friedensbe-
wegung der Bundesrepublik zu maßgebli-
chem Rückhalt verhalf und sie teilweise vom
Odium der kommunistischen Steuerung be-
freite, betrifft die Haltung der französischen
Kirchen. Während die evangelische Kirche,
die in Frankreich mit etwa einer Million Mit-
gliedern weitgehend unbedeutend ist, sich für



ein „Einfrieren" der französischen Nuklearbe-
waffnung einsetzte und explizit französische
Vorleistungen bei der Abrüstung befürworte-
te16), sprach sich die Führung der katholi-
schen Kirche für die Akzeptierung der Mili-
tärstrategie der nuklearen Abschreckung
aus ). Die beiden katholischen Jugendorgani17 -
sationen sind überdies in der Friedensfrage
gespalten: Während sich das „Mouvement Ru-
ral de la Jeunesse Chrötienne" (M.R.J.C.), die
christliche Landjugend also, dem C.O.D.E.N.E.
angeschlossen hat, arbeitet die „Jeunesse
Ouvrire Chrtienne" (J.O.C.), die christliche

Arbeiterjugend, mit dem „Mouvement de la
Paix" zusammen.

| Von einer gewissen Bedeutung für das in der
[Friedensbewegung recht unbedeutende ka-

tholische Spektrum ist lediglich noch die
linkskatholische Zeitschrift „Temoignage
Chrtien" (PC). Deren langjähriger Chefredak-
teur Pierre-Luc Söguillon (s. o.) gehört zu den
Erstunterzeichnern des „Appel des Cent" und
war ebenfalls lange Zeit Mitglied der Füh-
rung des „Mouvement de la Paix".

Schließlich ist in diesem Zusammenhang
noch auf die Situation der Friedensforschung
in Frankreich zu verweisen. Claus Legge-
wie18) spricht zusammenfassend von einer
„Schwäche der .kritischen Friedensfor-
schung'", wobei er vor allem die übrigen west-
europäischen Länder zum Vergleich heran-
zieht: „Die Friedensforschung ist dort (in
Frankreich, J.M.B.) als autonome Teildisziplin
kaum entwickelt und ein bloßer Zweig der
methodisch sehr konventionell betriebenen
Forschung zu den .Internationalen Beziehun-
gen".

Der in diesem Beitrag (s. o.) angesprochene
„nationale Nuklearkonsens" findet sich, wie
Umfragen beweisen, in geschlossener Weise
nur in den politischen Parteien. Die Umfrage
der großen linkskatholischen Wochenzeit-
schrift „La Vie" vom November 1982 hatte auf
die Frage nach einer Lagebeurteilung nach
einem direkten Angriff auf französisches Ter-

ritorium die folgenden überraschenden Ant-
worten zum Resultat: lediglich 18% der Be-
fragten vertrauten voll auf die Wirkung der
„Force de frappe", während 28 % sich durch
eine klassische, konventionelle Armee und

% durch einen bewaffneten Widerstand
der gesamten Bevölkerung besser geschützt
fühlten; 17 % bevorzugten eine gewaltlose
Verteidigung (17% äußerten sich nicht). 10%
der Franzosen hielten die „Force de frappe"
für eine Bedrohung des Friedens, 30

20

% sahen
in ihr eine Vergeudung ökonomischer Poten-
tiale ).19

Eine Erhebung des „Nouvel Observateur" kam
Ende 1981 ebenfalls zu Ergebnissen, die für
die französische Friedensbewegung ein po-
tentielles Operationsfeld zeigen. Im einzel-
nen fiel bei dieser Umfrage weniger die signi-
fikant niedrigere Befürwortung einer Anleh-
nung Frankreichs an die USA mit 30% auf
(Wert für die bundesdeutsche Bevölkerung
51%), als vielmehr das Gesamtbild der Wäh-
lerschaft des wenige Monate zuvor zum
Staatspräsidenten gewählten Francois Mitter-
rand: Diese bezeichnete sich nämlich zu mehr
als 60 % als Sympathisanten der Pazifisten
und gar zu 69% als Neutralisten20).

Obwohl die Kommunistische Partei Mitte
1984 das Regierungsbündnis mit den Soziali-
sten verlassen hat, sind die mittel- und lang-
fristigen Konsequenzen für ihr friedenspoliti-
sches Engagement heute noch nicht genau
auszumachen. Unbelastet von der selbstge-
wählten Doppelstrategie wird sie jedoch si-
cherlich in Zukunft die Politik Francois Mit-
terrands auf diesem Gebiet offensiver als bis-
her attackieren. In der Frage um die „Force de
frappe" allerdings, das zeigte der Parteitag
vom Februar dieses Jahres, ist vom PCF kein
erneuter Richtungswechsel zu erwarten.



Henrik Uterwedde: Mitterrands Wirtschaftspolitik — Was bleibt vom Sozia-
lismus?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/85, S. 3—13

Mitterrand und die Linksparteien übernahmen 1981 die Regierungsverantwortung mit
dem Anspruch, einen „anderen" Weg aus der Krise zu realisieren. Ihr wirtschaftspoliti-
sches Konzept umfaßte eine Reihe von sozialen und ökonomischen Strukturreformen,
eine links-keynesianische Konjunktur- und eine voluntaristische Industriepolitik mit dem
Ziel einer autonomeren nationalen Wirtschaftsentwicklung. Dieses Konzept ist vor dem
Hintergrund tiefgreifender Struktur- und Wettbewerbsschwächen der französischen
Wirtschaft zu sehen, die durch die konservativ-liberale Austeritätspolitik Giscards nicht
überwunden werden konnten.
In der Praxis stieß die sozialistische Wirtschaftspolitik schnell an die — vor allem außen-
wirtschaftlich bedingten — Grenzen des staatlichen Voluntarismus: Das nachfrageorien-
tierte Wachstums- und Beschäftigungsprogramm von 1981/82 verschärfte das Außenhan-
delsdefizit und wurde nach der dritten Franc-Abwertung im März 1983 zugunsten einer
klassischen Brems- und Stabilisierungspolitik aufgegeben. Nach dem umfangreichen Na-
tionalisierungsprogramm von 1981/82 verfügte die Regierung zwar über erweiterte Inter-
ventionsmöglichkeiten, aber die neuen, mit z. T. hohen Verlusten arbeitenden öffentlichen
Industriegruppen erwiesen sich nicht als die erhoffte „Speerspitze" der neuen Industriepo-
litik. Einschneidende Sanierungsmaßnahmen in einer Reihe von Branchen mit Struktur-
anpassungsproblemen kennzeichnen ab 1984 eine Politik der Anpassung an die Bedingun-
gen der Weltmarktkonkurrenz.
Mit diesen Modifizierungen hat die Regierung das ursprüngliche Konzept der Sozialisten
zur Krisenüberwindung weitgehend verlassen.

Wichard Woyke: Frankreichs Außenpolitik nach de Gaulle (1974—1984)
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/85, S. 15—26

Die vom ersten Präsidenten der V. Republik, Charles de Gaulle, vorgenommenen außen-
politischen Richtungsentscheidungen in bezug auf die Unabhängigkeit der Nation, die
besonderen deutsch-französischen Beziehungen als Grundlage der Europapolitik und die
selbständige Verteidigungspolitik werden auch unter seinen nichtgaullistischen Nachfol-
gern fortgesetzt. Während unter Giscard d'Estaing diese unabhängige Position in den Ost-
West-Beziehungen besonders betont wurde, erfolgte unter Mitterrand eine Akzentver-
schiebung. Der erste sozialistische Präsident der V. Republik praktiziert eine enge Anleh-
nung an das Atlantische Bündnis, ohne die selbständige Position Frankreichs aufzugeben.
Zwar konnte in den Ost-West-Beziehungen zwischen Frankreich und den USA unter Mit-
terrand größere Übereinstimmung als unter seinem Vorgänger erzielt werden, doch bil-
den die Dritte-Welt-Politik sowie die Wirtschafts- und Währungspolitik zentrale Konflikt-
punkte.
Insgesamt überwiegt auch bei der sozialistischen Regierung unter Präsident Mitterrand
die Kontinuität in der Außenpolitik. Auch wenn die sozialistische Regierung in der Dritte-
Welt-Politik mit einem ideologisch anspruchsvollen Versuch zur Veränderung der Nord-
Süd-Beziehungen antritt, zeigen ihre verschiedenen Maßnahmen (wie z. B. in Afrika)
immer wieder die Ausrichtung an nationalen Interessen.



Herward Sieberg: Frankreichs Bindungen zur Dritten Welt. Tradition, Wirt-
schaftsinteresse, Prestige
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/85, S. 27—36

Jahrhundertelang hat sich Frankreich als Kolonialmacht in Übersee betätigt, wobei die
Expansion häufig von Partikularinteressen getragen wurde. Nach dem Verlust bedeuten-
der Positionen in Nordamerika und Indien zu Ausgang des Ancien Regime kam es im
19. Jahrhundert zu einer zweiten Expansionswelle mit den Schwerpunkten Algerien,
Indochina und Schwarzafrika. Gestützt auf sein „neues“ Kolonialreich, versuchte sich
Frankreich bis tief in das 20. Jahrhundert als Großmacht zu behaupten. Kulturelle Assimi-
lation der überseeischen Völker und Integration in den französischen Staatsverband gal-
ten als politische Devise, nicht die Vorbereitung der Besitzungen auf ihre spätere Selb-
ständigkeit. Ein Umdenken bewirkten erst zwei verlustreiche Kolonialkriege in Indochina
und Algerien sowie der weltweite Antikolonialismus. Von 1954 an willigte Frankreich
innerhalb weniger Jahre in die politische Unabhängigkeit fast seines gesamten übersee-
reiches ein. Enge Bindungen blieben gleichwohl mit vielen ehemaligen Besitzungen erhal-
ten, namentlich in Schwarzafrika. Hier gründet sich Frankreichs Einfluß vor allem auf die
„Francophonie", auf militärische Präsenz und eine wirtschaftliche Vormachtstellung. In-
zwischen zieht Paris immer mehr afrikanische Länder in seinen Bann, die ursprünglich
nicht zum französischen Kolonialreich zählten. Ein Beleg hierfür sind die jährlichen fran-
zösisch-afrikanischen Gipfeltreffen, an denen zuletzt neben Frankreich 36 schwarzafrika-
nische und arabische Länder sowie mehrere Inselstaaten des Indischen Ozeans teilge-
nommen haben. Dies zeigt auch, daß sich Frankreichs Engagement in der Dritten Welt
nicht auf Schwarzafrika beschränkt.

Johannes M. Becker: Die französische Friedensbewegung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/85, S. 37—45

Inmitten der erbitterten Auseinandersetzungen innerhalb der NATO-Staaten um den
Doppelbeschluß des nordatlantischen Bündnisses wird in Frankreich der Sozialist Fran-
cois Mitterrand Staatspräsident und bildet eine sozialistisch-kommunistische Regierung.
Die Friedensbewegung unseres Nachbarlandes bleibt schwach und ist überdies gespal-
ten.
Mit drei Friedensorganisationen stehen sich — vereinfacht — zwei politische Strömungen
gegenüber. Das „Mouvement de la Paix" und der ,Appel des Cent" als die dominierenden
Kräfte lehnen sich stark an kommunistische und linkssozialistische Kreise an und haben
bis zum Bruch der Linksregierung aus PS und PCF im Sommer 1984 die Militärpolitik
Mitterrands in ihrem zentralen Punkt, der „Force de frappe", nicht angegriffen.
Das linksradikale friedenspolitische Bündnis C.O.D.E.N.E. hingegen erklärt die französi-
sche Atombewaffnung für disponibel; gleichzeitig greift es scharf die Politik des PCF wie
auch die der Sowjetunion an.
Ob die heutige Oppositionspolitik des PCF Bewegung in die französische Friedensbewe-
gung bringen wird, bleibt abzuwarten.


